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Magisterprüfungsordnung
 der Freien Universität Berlin

vom 18. Februar 1991
In diese Textfassung wurden die Bestimmungen der Ersten und
Zweiten Ordnung zur Änderung der Magisterprüfungsordnung vom
3. Juli 1996 und 6. März 1997 (beide FU-Mitteilungen 7/1997
vom 27. März 1997) sowie der Dritten Ordnung zur Änderung der
Magisterprüfungsordnung vom 18. Juli 2001 (FU-Mitteilungen
11/2002 vom 8. Mai 2002) eingearbeitet. Auf die Wiedergabe der
Anhänge wird an dieser Stelle verzichtet. Der Fächerkatalog, die
Liste der als nahe verwandt geltenden Fächer und weitere Infor-
mationen sind dem Abschnitt „Magisterstudium an der FU Berlin“
in Teil I des FU-Studienhandbuchs zu entnehmen. Auf die unmit-
telbare, vorrangige Geltung der Satzung für Allgemeine Prü-
fungsangelegenheiten (Freiversuch, Gegenvorstellung, Wieder-
holbarkeit von Prüfungen, Ablegen einzelner Fachprüfungen) in
ihrer jeweils gültigen Fassung wird verwiesen. Sie ist in Teil III des
FU-Studienhandbuchs sowie auf der http://www.fu-infoseite.de/
unter „Studien- und Prüfungsordnungen“ zu finden.
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I Allgemeine Bestimmungen

Personenbezeichnungen, die sich geschlechtsspezifisch oder ge-
schlechtsneutral verstehen lassen, sind in dieser Ordnung ge-
schlechtsneutral zu verstehen, soweit sich nichts anderes ergibt;
dies gilt insbesondere für Personenbezeichnungen, die durch Be-
zug auf Amt, Dienststellung, Status, Funktion, Beruf, akademi-
schen Grad, Titel oder öffentliche Würde von Personen bestimm-
bar sind.

§ 1 Zweck der Prüfung

Die Magisterprüfung bildet einen für das Berufsleben qualifizie-
renden akademischen Abschluss des wissenschaftlichen Studiums
in einem Hauptfach und zwei Nebenfächern oder in zwei Haupt-
fächern gem. Anhang 2 dieser Ordnung (hier nicht wiedergege-
ben; siehe Abschnitt „Magisterstudium an der FU Berlin“ in Teil I
des Studienhandbuchs; die Red.). Durch die Prüfung soll der Stu-
dierende nachweisen, dass er in seinen Fächern gemäß den An-
forderungen der Studienordnungen gründliche Fachkenntnisse
erworben hat und dass er selbständig wissenschaftlich zu arbei-
ten imstande ist. Maßgeblich für die Wahl von Fächern sind die
näheren Bestimmungen dieser Ordnung und die einschlägigen
Ordnungen und Beschlüsse der Fachbereiche oder Zentralinstitu-
te der Freien Universität Berlin.

§ 2  Magistergrad

Ist die Magisterprüfung bestanden, verleiht der für das Studium
des ersten Hauptfachs und damit für die Prüfung zuständige
Fachbereich entweder den akademischen Grad „Magister Artium“
(an Männer und Frauen) oder den akademischen Grad „Magistra
Artium“ (nur an Frauen), beide abgekürzt „M.A.“. An der Freien
Universität Berlin kann derselben Person auch bei mehreren Ma-
gisterprüfungen nur einmal einer dieser Grade verliehen werden.

§ 3 Regelstudienzeit, Gliederung des Studiums
und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt neun Semester. Dabei ist von
acht Semestern Studium und einem Semester für die Magister-
prüfung auszugehen.

(2) Das Studium ist in jedem der gewählten Fächer in der Regel
in die Studienabschnitte Grundstudium und Hauptstudium un-
terteilt. Das Grundstudium soll in der Regel nach dem jeweils
4. Fachsemester abgeschlossen werden.

(3) Die Studienordnungen der Fachbereiche und Zentralinstitute
regeln den jeweiligen Studienumfang und die im einzelnen ge-
forderten Studienleistungen. Der Studienumfang wird im Haupt-
fach mit mindestens 60 und höchstens 80 Semesterwochenstun-
den, im Nebenfach mit mindestens 30 und höchstens 40 Semes-
terwochenstunden festgelegt.

(4) Zwischen- und Magisterprüfungen können vor Ablauf der in
den betreffenden Ordnungen festgelegten Fristen abgelegt wer-
den, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen
Leistungen nachgewiesen werden.

§ 4 Fächerkombination

(1) Für ein Studium mit dem Abschlussziel der Magisterprüfung
kann eine Kombination von Fächern aus dem Fächerkatalog (An-
hang 2; siehe Abschnitt „Magisterstudium an der FU Berlin“ in
Teil I des Studienhandbuchs; die Red.) mit folgender Maßgabe
gewählt werden:

http://www.fu-infoseite.de/
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a) Als erstes Hauptfach, in dem auch die Magisterarbeit zu
schreiben ist, können nur die Fächer gewählt werden, die
gem. Anhang 2 (hier nicht wiedergegeben; siehe Abschnitt
„Magisterstudium an der FU Berlin“ in Teil I; die Red.) da-
für zugelassen sind.

b) Das zweite Hauptfach darf mit dem ersten Hauptfach gem.
Anhang 3 (siehe Abschnitt „Magisterstudium an der FU
Berlin“ in Teil I; die Red.) nicht nahe verwandt sein. Der
für das erste Hauptfach zuständige Prüfungsausschuss
kann auf Antrag der Studierenden Ausnahmen ggf. mit
Auflagen zulassen, wenn eine hinreichende fachliche Brei-
te des Studiums gewährleistet ist.

c) Bei der Wahl von zwei Nebenfächern darf nur eines gem.
Anhang 3 (siehe Abschnitt „Magisterstudium an der FU
Berlin“ in Teil I; die Red.) mit dem ersten Hauptfach nahe
verwandt sein.

(2) Die Studienordnungen für Hauptfächer können Empfehlun-
gen und Hinweise zu fachspezifischen Fächerkombinationen ent-
halten.

(3) Über Änderungen der Anhänge 1 bis 3 dieser Ordnung ent-
scheidet der Akademische Senat auf Antrag des zuständigen
Fachbereichsrates oder Institutsrats eines Zentralinstituts, im
Falle der Neueinführung eines Fachs aufgrund einer erlassenen,
auch vorläufigen Studienordnung. Zuvor ist den in Anhang 1
dieser Ordnung genannten Fachbereichen und Zentralinstituten
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Als zweites Hauptfach oder als Nebenfach können auch Fä-
cher, in der Regel an der Freien Universität Berlin, gewählt wer-
den, die nicht in Anhang 2 genannt sind, sofern ein Fachstudi-
um möglich ist, das dieser Ordnung nach Umfang und Anforde-
rungen entspricht. Der Antrag auf Zulassung einer solchen Fä-
cherkombination soll so früh wie möglich, in der Regel bis zum
Abschluss des Grundstudiums im ersten Hauptfach, gestellt wer-
den. Die Entscheidung über die Zulassung fällt der für die Magis-
terprüfung im ersten Hauptfach zuständige Prüfungsausschuss.
Dabei ist die Zustimmung des für das Fach außerhalb von An-
hang 2 zuständigen Fachbereichsrats oder Institutsrats des Zent-
ralinstituts einzuholen.

§ 5 Teilprüfungsordnungen

Für einzelne Teilstudiengänge können im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen durch den jeweils zuständigen Fachbereichs-
rat oder Institutsrat des Zentralinstituts in besonderen Teilprü-
fungsordnungen geregelt werden:

1. Vorschriften zu Fächerkombinationen, sofern diese nicht
durch Anhang 3 geregelt sind.

2. Regelstudienzeiten, sofern diese von § 3 (1) abweichen,
sowie Abweichungen von § 3 (2) Satz 2, die hiermit im
Zusammenhang stehen.

3. Ersatz von Klausurarbeiten durch studienbegleitende Leis-
tungsnachweise gem. § 23 (5).

4. Fachbezogene Prüfungsanforderungen im Rahmen von § 23.
5. Nachweis der Prüfungsleistungen in einem studienbeglei-

tenden Prüfungssystem als Ersatz für Klausurarbeiten und
mündliche Prüfungen gem. § 18 Abs. 1 b), c).

§ 12 (2) bleibt unberührt.

§ 6 Magisterprüfung als Abschluss eines Zusatzstudiums

(1) Hat ein Bewerber das Studium an einer wissenschaftlichen
Hochschule mit einem Examen abgeschlossen, ist eine Magister-
prüfung in einem Hauptfach gem. Anhang 2 (siehe Abschnitt
„Magisterstudium an der FU Berlin“ in Teil I; die Red.) als Ab-
schluss eines Zusatzstudiums möglich.

(2) Das Hauptfach der Magisterprüfung als Abschluss eines Zu-
satzstudiums darf nicht mit wesentlichen Teilen des abgeschlos-
senen Studiums übereinstimmen oder dem Hauptfach des abge-
schlossenen Studiums im Sinne von § 4 (1) nahe verwandt sein.

(3) Die Magisterprüfung als Abschluss eines Zusatzstudiums ent-
spricht der Magisterprüfung in einem ersten Hauptfach. Die Stu-
dienordnung des jeweiligen Fachs gilt in vollem Umfang. Das
Studium kann abweichend von § 3 (1) auf vier Semester kon-
zentriert werden, wenn die Studienangebote dies ermöglichen.

(4) Über die Anerkennung des vorherigen Hochschulabschlusses
als gleichwertig mit der Magisterprüfung in einem zweiten
Hauptfach und die Zulässigkeit der Magisterprüfung als Ab-
schluss eines Zusatzstudiums gem. Abs. 2 entscheidet der für das
erste Hauptfach/Zusatzstudium zuständige Prüfungsausschuss
auf Antrag. Soweit erforderlich, sind gutachterliche Stellung-
nahmen einzuholen. Der Antragsteller ist verpflichtet, auf An-
forderung zusätzlich zu dem Zeugnis des abgeschlossenen Studi-
ums weitere Nachweise vorzulegen. Der Antrag auf Anerkennung
eines abgeschlossenen Studiums als Voraussetzung für eine Ma-
gisterprüfung als Abschluss eines Zusatzstudiums sowie gegebe-
nenfalls auf Anerkennung der Fächerkombination soll möglichst
frühzeitig gestellt werden.

(5) Ist die Magisterprüfung als Abschluss eines Zusatzstudiums
in dem Hauptfach des Zusatzstudiums bestanden, verleiht der für
dieses Fach und damit für die Prüfung zuständige Fachbereich
oder das Zentralinstitut den akademischen Grad gem. § 2. In
dem Zeugnis ist darauf zu verweisen, dass die Prüfung in einem
zweiten Hauptfach durch die Abschlussprüfung in einem vorheri-
gen Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule ersetzt
worden ist. Die Gesamtnote wird nur auf der Basis der Prüfungs-
leistungen im ersten Hauptfach gebildet.

§ 7 Prüfungsausschüsse

(1) Für alle die Organisation der Zwischenprüfungen und der Ma-
gisterprüfungen seines Bereichs betreffenden Angelegenheiten
bildet der jeweilige Fachbereich oder das Zentralinstitut einen
Prüfungsausschuss. Es können getrennte Prüfungsausschüsse für
Zwischenprüfungen und Magisterprüfungen und für einzelne Fä-
cher/Teilstudiengänge gebildet werden. Einem Prüfungsausschuss
kann auch die Zuständigkeit für andere Prüfungen, die nicht
zum Geltungsbereich der Magisterprüfungsordnung gehören, in
demselben Fach übertragen werden. Mehrere Fachbereiche oder
Zentralinstitute können für ihre Prüfungsausschüsse ein gemein-
sames Prüfungsbüro einrichten.

(2) Für die Zwischenprüfung ist der Prüfungsausschuss des je-
weiligen Fachbereichs oder Fachs oder Teilstudiengangs nach § 7
(1) zuständig. Für die Magisterprüfung ist der Prüfungsausschuss
zuständig, zu dessen Bereich das erste Hauptfach gehört.

(3) Ein Prüfungsausschuss besteht aus einer ungeraden Zahl von
Mitgliedern; in der Regel nicht mehr als sieben. Außer den Pro-
fessoren gehören ihm auch akademische Mitarbeiter und Studen-
ten an Die Professoren bilden die Mehrheit im Prüfungsaus-
schuss. Für die Mitglieder sind Stellvertreter zu bestellen.
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(4) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter, die Professoren sein
müssen, sowie die weiteren Mitglieder des Prüfungsausschusses
werden vom Fachbereichsrat oder dem Institutsrat des Zentralin-
stituts für die Dauer von zwei akademischen Jahren bestellt.
Sachbearbeiter für Prüfungsfragen können an den Sitzungen des
Prüfungsausschusses teilnehmen, und zwar beratend. Der Prü-
fungsausschuss kann Teile seiner Kompetenzen seinem Vorsit-
zenden übertragen. Er kann sie jederzeit, auch in einzelnen An-
gelegenheiten, wieder an sich ziehen.

(5) Prüfungsausschüsse achten darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung, für die sie zuständig sind, eingehalten
werden. Sie berichten dem Fachbereich oder dem Zentralinstitut
über die Entwicklung der Prüfungen und Probleme des Prüfungs-
ablaufs. Sie beraten den Fachbereich oder das Zentralinstitut auf
der Basis ihrer Erfahrungen in Fragen der Gestaltung des Stu-
dienangebots und der Veränderung von Studien- und Prüfungs-
ordnung.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme von Prüfungen beizuwohnen und Prüfungsakten einzu-
sehen.

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, deren Stellvertreter,
die Prüfer und die Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegen-
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie
durch den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwie-
genheit zu verpflichten.

(8) Weist ein Studierender nach, dass er wegen länger andauern-
der oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage
ist, Prüfungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form ab-
zulegen, kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gestat-
ten, dass gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen
Form erbracht werden. Entsprechendes gilt für Studienleistun-
gen.

§ 8 Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt für das einzelne Prüfungs-
verfahren die Prüfer und Beisitzer. Sie gehören im Regelfall der
FU an. Der Studierende kann dem Prüfungsausschuss Vorschläge
für die Prüfer machen. Zu Prüfern werden Professoren und habi-
litierte akademische Mitarbeiter bestellt. Davon abweichend
dürfen nicht habilitierte akademische Mitarbeiter und Lehrbe-
auftragte zu Prüfern nur bestellt werden, soweit sie zu selbstän-
diger Lehre berechtigt sind und wenn Professoren und habilitier-
te akademische Mitarbeiter für Prüfungen nicht zur Verfügung
stehen. Studienbegleitende Prüfungen können auch von den je-
weiligen Lehrkräften abgenommen werden; § 23 (5) bleibt unbe-
rührt. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer die entspre-
chende Magisterprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abge-
legt hat.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass
dem Studierenden die Namen der Prüfer spätestens zwei Wochen
vor Beginn des ersten Prüfungsteils bekannt gegeben werden
mit der Möglichkeit, im Einvernehmen kürzere Fristen zu verein-
baren.

§ 9 Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen

(jetzt gilt § 6 Satzung für Allgemeine Studienangelegenheiten)

(1) Über die Anerkennung und Anrechnung von Studien- und
Prüfungsleistungen entscheidet der zuständige Prüfungsaus-
schuss i. d. R. durch seinen Vorsitzenden. Im Zweifelsfall ist vor

der Entscheidung über die Gleichwertigkeit von Studien- und
Prüfungsleistungen mindestens ein uneingeschränkt Prüfungsbe-
rechtigter des betreffenden Fachs zu hören.

(2) Im Einzelnen gelten die folgenden Regelungen, soweit die
Satzung nichts anderes bestimmt:

1. Einschlägige Studienzeiten an anderen wissenschaftlichen
Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmenge-
setzes und dabei erbrachte Studienleistungen werden an-
erkannt und angerechnet, sofern entsprechende Nachweise
vorgelegt werden.

2. Studienzeiten in anderen Studiengängen und an anderen
Hochschulen sowie dabei erbrachte Studienleistungen wer-
den anerkannt und angerechnet, soweit ein fachlich
gleichwertiges Studium nachgewiesen wird. Für die Gleich-
wertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusminis-
terkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. Soweit
Äquivalenzvereinbarungen nicht vorliegen, entscheidet der
Prüfungsausschuss. Im übrigen soll bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen gehört werden.

3. Zwischenprüfungen und andere gleichwertige Prüfungsleis-
tungen an wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbe-
reich des Hochschulrahmengesetzes in demselben Studien-
gang werden angerechnet. Zwischenprüfungen und einzel-
ne Prüfungsleistungen in Zwischenprüfungen anderer Stu-
diengänge oder an anderen Hochschulen werden ange-
rechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird.
Anstelle der Zwischenprüfung können in begründeten
Ausnahmefällen andere Prüfungsleistungen angerechnet
werden, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird.
Nr. 2 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.

4. In staatlich anerkannten Fernstudien erworbene Leistungs-
nachweise werden, soweit sie gleichwertig sind, als Stu-
dien- und Prüfungsleistungen sowie auf die Studienzeit
angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit sind
gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und
der Hochschulrektorenkonferenz zu beachten.

(3) Diese Bestimmungen sind auf Feststellungen im Rahmen von
Einstufungsprüfungen gem. § 30 (4) BerlHG entsprechend anzu-
wenden.

§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als „nicht ausreichend (5,0)“ be-
wertet, wenn der Studierende zu einem Prüfungstermin ohne
triftige Gründe nicht erscheint oder wenn er nach Beginn der
Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht inner-
halb der vorgegebenen Bearbeitungszeit vorgelegt wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des
Studierenden kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt
werden. Werden die Gründe anerkannt, wird ein neuer Termin
anberaumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in
diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht der Studierende das Ergebnis seiner Prüfungsleis-
tung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
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mittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als
mit „nicht ausreichend (5,0)“ bewertet. Ein Studierender, der
den ordnungsgemäßen Prüfungsablauf stört, kann von dem je-
weiligen Prüfer oder Aufsichtsführenden von der Fortsetzung des
Prüfungsteils ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt der
betreffende Prüfungsteil als mit „nicht ausreichend (5,0)“ bewer-
tet. Wird der Studierende von der Fortsetzung des Prüfungsteils
ausgeschlossen, kann er verlangen, dass die Entscheidung vom
Prüfungsausschuss überprüft wird.

(4) Vor belastenden Entscheidungen des Prüfungsausschusses ist
dem Betroffenen Gelegenheit zu einer Anhörung zu geben. Sol-
che Entscheidungen sind dem Studierenden unverzüglich
schriftlich mitzuteilen und zu begründen.

II Zwischenprüfung

§ 11 Zweck der Zwischenprüfung

(1) Die Zwischenprüfung in einem Fach bildet den Abschluss des
Grundstudiums in diesem Fach.

(2) Die Zwischenprüfung soll darüber Aufschluss geben, ob sich
der Studierende nach Maßgabe der betreffenden Studienordnung
die Kenntnisse und Fähigkeiten angeeignet hat, die ihn in den
Stand setzen, das Hauptstudium in dem betreffenden Fach sinn-
voll darauf aufzubauen. Insbesondere soll der Studierende Ar-
beitsmethoden sowie eine systematische Orientierung in dem
Fach erworben haben.

§ 12 Rechtliche Grundlagen der Zwischenprüfung

(1) Soweit eine Zwischenprüfungsordnung für das Hauptfach
oder Nebenfach vorliegt, ist diese für die Durchführung der Zwi-
schenprüfung maßgeblich.

(2) Soweit eine Zwischenprüfungsordnung in einem Fach nicht
vorliegt, gelten die Bestimmungen dieser Ordnung (insbesondere
§§ 13–17) in Verbindung mit der jeweils für das Fach geltenden
Studienordnung.

§ 13 Art der Zwischenprüfung

Gemäß den Bestimmungen der einschlägigen Studienordnung
werden die Prüfungsleistungen in allen Prüfungen eines Fachs
erbracht

a) entweder studienbegleitend in der Form von – im Haupt-
fach mindestens vier, im Nebenfach mindestens zwei – be-
noteten Leistungsnachweisen

b) oder als eine mündliche Prüfung von etwa 30 Minuten
Dauer im Hauptfach bzw. 20 Minuten im Nebenfach. Im
Falle einer Gruppenprüfung verlängert sich die Prüfungs-
dauer entsprechend.

§ 14 Anmeldung und Zulassung

(1) Die Anmeldung zur Zwischenprüfung erfolgt im Prüfungsbüro
des zuständigen Prüfungsausschusses.

(2) Mit der schriftlichen Anmeldung zur Zwischenprüfung sind
folgende Nachweise vorzulegen:

1. die Bescheinigung der Immatrikulation an der Freien Uni-
versität, das Studienbuch mit einer Zusammenstellung der
besuchten Lehrveranstaltungen einschließlich einer Erklä-
rung für die Richtigkeit der Angaben,

2. nach der Studienordnung erforderliche Bescheinigungen
über die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen

des Grundstudiums sowie einer praktischen Ausbildung,
ferner der Nachweis des für das Grundstudium erforderli-
chen Studienumfangs,

3. Nachweis von Kenntnissen in mindestens einer für das
Fach unerlässlichen Fremdsprache sowie in der Regel in ei-
ner weiteren Fremdsprache entsprechend den Bestimmun-
gen der Studienordnung,

4. ggf. die Genehmigung der Fächerkombination,

5. ggf. Vorschlag für einen oder mehrere Prüfer sowie für
zwei Wahlgebiete,

6. eine Erklärung darüber, ob der Studierende bereits früher
eine Zwischen- oder Abschlussprüfung in diesem Fach oder
einem verwandten Fach endgültig nicht bestanden hat
oder ob er sich in demselben Fach in einem anderen Zwi-
schenprüfungsverfahren befindet.

(3) Die für eine Zwischenprüfung vorgelegten Bescheinigungen
gem. § 14 (2) Nr. 2, die als studienbegleitende Leistungsnach-
weise in einer Zwischenprüfung nach § 13a anerkannt werden
sollen, müssen

1. gem. § 25 (1) benotet sein,

2. von Lehrpersonen ausgestellt sein, die für die Zwischen-
prüfung prüfungsberechtigt sind, und

3. Angaben über Art und Gegenstand der erbrachten Leistung
enthalten. Die erbrachten Leistungen müssen jeweils für
ein Teilgebiet des Fachs dem Zweck der Zwischenprüfung
gem. § 11 (2) entsprechen.

(4) Ist es dem Studierenden nicht möglich, eine nach Abs. 2 er-
forderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen,
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere
Art zu führen.

(5) Über die Zulassung zur Zwischenprüfung entscheidet der zu-
ständige Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn
die in Abs. 2 oder 3 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
oder die Unterlagen unvollständig sind oder der Studierende die
Zwischenprüfung in demselben Fach an einer wissenschaftlichen
Hochschule endgültig nicht bestanden hat oder wenn er sich in
demselben Fach in einem anderen Zwischenprüfungsverfahren
befindet.

(6) Die Zulassung zur Zwischenprüfung ist dem Studierenden in
geeigneter Form mitzuteilen. Eine Ablehnung der Zulassung ist
ihm unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. Soweit ei-
ne mündliche Prüfung stattfindet, sollen zugleich die dafür be-
stellten Prüfer und Beisitzer sowie der vorgesehene Termin ge-
nannt werden.

§ 15 Mündliche Prüfung

(1) Soweit im Rahmen der Zwischenprüfung in einem Fach eine
mündliche Prüfung stattfindet, gibt der Studierende zwei Wahl-
gebiete an. Die Wahlgebiete insgesamt müssen nach Art und
Umfang so beschaffen sein, dass die Kenntnisse und Fähigkeiten
entsprechend dem Ziel gem. § 11 (2) und den Vorschriften der
Studienordnung für das Fach geprüft werden können. Die Wahl-
gebiete bedürfen der Zustimmung der Prüfer.

(2) Für die Zwischenprüfung gelten §§ 24 (2) und (3) sinnge-
mäß.

(3) Die wesentlichen Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung
sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Protokoll führt in der
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Regel ein Beisitzer. Es ist von den Prüfern und Beisitzern zu un-
terzeichnen und den Prüfungsakten beizufügen.

(4) Das Ergebnis der mündlichen Prüfung wird dem Prüfling im
Anschluss an die Prüfung bekannt gegeben.

(5) Die Prüfung ist universitätsintern öffentlich, sofern der Prüf-
ling nicht widerspricht. Mitglieder der Universität können nach
Maßgabe vorhandener Plätze als Zuhörer an der mündlichen
Prüfung teilnehmen. Die Zulassung der Zuhörer erstreckt sich
nicht auf die Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergeb-
nisses.

§ 16 Abschluss der Zwischenprüfung, Zeugnis

(1) Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Zwischenprüfung in
dem Fach bestanden ist.

(2) Die Teile der Zwischenprüfung werden gem. § 25 (1 ) bewer-
tet. Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn alle Teile mindes-
tens als „ausreichend (4,0)“ benotet worden sind.

(3) Über die bestandene Zwischenprüfung ist unverzüglich ein
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnetes
Zeugnis gem. Anhang 4 (hier nicht wiedergegeben) auszustellen.

(4) Bei Nichtbestehen der Zwischenprüfung erhält der Studie-
rende eine schriftliche Mitteilung mit Begründung. Auf Antrag
wird ihm eine Bescheinigung über erbrachte Studienleistungen
und Studienzeiten ausgestellt.

§ 17 Wiederholung der Zwischenprüfung

(1) Teile der Zwischenprüfung, die als nicht ausreichend bewer-
tet worden sind, können zweimal wiederholt werden.

(2) Jede Wiederholung von Prüfungsteilen soll innerhalb von
6 Monaten abgeschlossen sein. Im übrigen gilt § 26 (2) Satz 2.

III Magisterprüfung

§ 18 Art und Umfang der Magisterprüfung

(1) Die Magisterprüfung besteht aus

a) einer schriftlichen Abschlussarbeit im ersten Hauptfach
(Magisterarbeit),

b) jeweils einer Klausurarbeit im ersten und zweiten Haupt-
fach bzw. im ersten Hauptfach und in beiden Nebenfä-
chern,

c) jeweils einer mündlichen Prüfung im ersten und zweiten
Hauptfach bzw. im ersten Hauptfach und in beiden Ne-
benfächern.

(2) Die Magisterarbeit kann vor den Fachprüfungen als erster Teil
der Prüfung oder aber nach den Fachprüfungen als letzter Teil
der Prüfung abgelegt werden. Im Zulassungsantrag gem. § 19
haben die Studierenden sich zwischen den beiden Möglichkeiten
zu entscheiden.

§ 19 Anmeldung und Zulassung zur Magisterprüfung

(1) Die Anmeldung zur Magisterprüfung erfolgt im Prüfungsbüro
des für das erste Hauptfach zuständigen Prüfungsausschusses.
Anmeldung und Antrag auf Zulassung erstrecken sich zugleich
auf jedes weitere gewählte Haupt- oder Nebenfach.

(2) Dem schriftlichen Antrag auf Zulassung zur Magisterprüfung
sind beizufügen:

1. Das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife oder ein von
dem für das Schulwesen zuständigen Mitglied des Senats

von Berlin als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder der
Nachweis der fachgebundenen Studienberechtigung gem.
§ 11 BerlHG vom 12. 10. 1990.

2. Zeugnisse über bestandene Zwischenprüfungen in den ge-
wählten Haupt- und Nebenfächern.

3. Die Bescheinigung der Immatrikulation an der Freien Uni-
versität für mindestens zwei Semester sowie das Studien-
buch mit einer Zusammenstellung der besuchten Lehrver-
anstaltungen in dem Umfang, der von den Studienordnun-
gen für das Hauptstudium vorgesehen ist. Die Richtigkeit
der Angaben ist durch den Antragsteller zu erklären.

4. Eine Erklärung darüber, ob der Studierende bereits früher
eine Abschlussprüfung in denselben Fächern nicht bestan-
den hat oder ob er sich gleichzeitig in einem entsprechen-
den Prüfungsverfahren befindet.

5. a) Im Falle der studienbegleitenden Prüfungsleistungen
gem. § 23 (5) die dafür geforderten Leistungsnachweise.

5. b) Der Nachweis des Abschlusses des Fachstudiums und der
Fachprüfung auf Grund eines studienbegleitenden Prü-
fungssystems gem. § 5 Nr. 5.

6. Die nach der jeweiligen Studienordnung geforderten Leis-
tungsnachweise in jedem Fach, bei Fehlen von Studienord-
nungen jedoch mindestens Nachweise über die erfolgreiche
Teilnahme an vier Lehrveranstaltungen im Hauptstudium
jedes Hauptfachs, davon mindestens zwei im Range eines
Hauptseminars, und an zwei Lehrveranstaltungen im
Hauptstudium jedes Nebenfaches, davon mindestens eines
im Range eines Hauptseminars.

7. Soweit gem. § 4 erforderlich, die Zulassung des zweiten
Hauptfachs oder der Nebenfächer.

8. Vorschlag für den Erstgutachter und eventuell den Zweit-
gutachter für die Magisterarbeit sowie, falls vom Kandida-
ten gewünscht, Vorschlag oder

9. Vorschläge für das Thema der Magisterarbeit (Festlegung
gem. § 18 (2).

10. Angabe der Schwerpunkte in den gewählten Haupt- und
Nebenfächern sowie Vorschläge für Prüfer der schriftlichen
Klausurarbeiten und mündlichen Prüfungen.

11. Bei Frauen: Angabe des gewünschten Grades.

§ 14 (4) gilt entsprechend.

(3) Über die Zulassung zur Magisterprüfung entscheidet der für
das erste Hauptfach zuständige Prüfungsausschuss. In Zweifels-
fällen sind die für die weiteren Fächer zuständigen Prüfungsaus-
schussvorsitzenden anzuhören. Die Entscheidung ist dem Antrag-
steller schriftlich mitzuteilen. Mit der Zulassungsentscheidung
sollen zugleich die beiden Gutachter für die Magisterarbeit be-
nannt werden. Der für das erste Hauptfach zuständige Prüfungs-
ausschuss informiert die Prüfer auf geeignete Art und Weise.

(4) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die in Abs. 2 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt oder die Unterlagen unvollständig
sind oder wenn der Studierende in denselben Fächern an einer
anderen wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes ebenfalls die Zulassung zur Magister-
prüfung beantragt oder die Magisterprüfung endgültig nicht be-
standen hat.

(5) Der Prüfungsausschuss wirkt darauf hin, dass das gesamte
Prüfungsverfahren 9 Monate nicht überschreitet.
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(6) Der Kandidat kann bei Vorliegen von wichtigen Gründen, die
nicht er selbst zu vertreten hat, den Antrag auf Rücktritt vom
Prüfungsverfahren stellen. Solche Gründe liegen insbesondere
vor, wenn das Prüfungsverfahren ohne Verschulden des Kandida-
ten nicht ordnungsgemäß zu Ende geführt werden kann. Nur ei-
ne bereits abgeschlossene Magisterarbeit kann in ein neues Ver-
fahren übernommen werden; alle übrigen Prüfungsleistungen
müssen neu erbracht werden.

§ 20 Prüfer

(1) Prüfer in einem Magisterprüfungsverfahren sind

– die beiden Gutachter der Magisterarbeit;

– die beiden Gutachter der Klausurarbeit in jedem Fach, in dem
eine solche angefertigt wird, wobei jeweils einer mit der
Stellung der Klausuraufgaben beauftragt wird;

– der/die Prüfer der mündlichen Prüfung in jedem Fach.

(2) Der Prüfungsausschuss kann im Einzelfall Professoren und
Privatdozenten zu Zweitgutachtern bestellen, die ein anderes
Fach vertreten als dasjenige, in dem die Prüfung abgelegt wird.

(3) Ehemalige Mitglieder der Freien Universität, die voll prü-
fungsberechtigt waren, können mit ihrem Einverständnis bis zu
zwei Jahren nach ihrem Ausscheiden aus der Freien Universität
auf Antrag des Studierenden vom Prüfungsausschuss als Prüfer
zugelassen werden.

(4) Steht neben dem Erstgutachter kein sachkundiger Zweitgut-
achter zur Verfügung, kann der Prüfungsausschuss im Ausnah-
mefall auch einen auswärtigen Zweitgutachter bestellen. Auswär-
tige Drittgutachter gem. § 22 (2) können unabhängig hiervon
bestellt werden.

§ 21 Magisterarbeit

(1) Der Studierende soll in der Magisterarbeit nachweisen, dass
er imstande ist, ein Problem aus seinem ersten Hauptfach selbst-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die
Ergebnisse sachgerecht darzustellen. Fachdidaktische Themen
sind in den Fächern, die im Fächerkatalog gem. Anhang 2 (hier
nicht wiedergegeben) entsprechend gekennzeichnet sind, mög-
lich.

(2) Der Prüfungsausschuss bestellt unter Beachtung des Vor-
schlags des Kandidaten einen Erstgutachter für die Magisterar-
beit. Bei fachdidaktischen Arbeiten kann der Erstgutachter aus
der betreffenden Fachdidaktik bestellt werden. Der als Erstgut-
achter für die Magisterarbeit bestellte Prüfer stellt das Thema
der Magisterarbeit. Er kann dabei von Themenvorschlägen des
Kandidaten gem. § 19 (2) Nr. 8 abweichen. Das Thema ist dem
Studierenden schriftlich mitzuteilen. Das Thema und die Aufga-
benstellung der Magisterarbeit sind so einzugrenzen, dass die
Arbeit innerhalb von fünf Monaten abgeschlossen werden kann.
Die Frist beginnt mit der Bekanntgabe des Themas durch den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. In begründeten Ausnah-
mefällen kann der Studierende das Thema innerhalb der ersten
zwei Monate zurückgeben und die Stellung eines anderen The-
mas mit entsprechender Fristverlängerung beantragen.

(3) Lässt sich die Frist von fünf Monaten aus Gründen, die der
Studierende nicht zu vertreten hat, nicht einhalten, so kann sie
auf begründeten Antrag des Studierenden vom Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses und gegebenenfalls im Einvernehmen mit
dem Erstgutachter verlängert werden. Die Verlängerung soll zwei
Monate nicht überschreiten.

(4) Die Magisterarbeit ist in deutscher Sprache abzufassen. In
begründeten Ausnahmefällen kann auf Antrag des Studierenden
und nach Anhörung der Gutachter die Arbeit in einer anderen
Sprache geschrieben werden. Ist die Arbeit in einer Fremdsprache
verfasst, muss sie als Anhang eine kurze Zusammenfassung in
deutscher Sprache enthalten.

(5) Eine schriftliche Abschlussarbeit aus einem anderen Studien-
gang in einem entsprechenden Fach kann als Magisterarbeit an-
erkannt werden, wenn sie im Sinne von Abs. 1 als gleichwertig
anzusehen ist, wobei § 22 (2–4) Anwendung finden.

(6) Der Magisterarbeit ist eine Versicherung des Studierenden
beizufügen, dass er die Arbeit in allen Teilen selbständig verfasst
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt hat. Die Stellen der Arbeit, die anderen Werken im
Wortlaut oder dem Sinne nach entnommen sind, müssen in je-
dem Fall unter Angabe der Quelle als Entlehnung kenntlich ge-
macht werden. Die Versicherung gem. Satz 1 ist auch für gelie-
ferte Zeichnungen, Skizzen, graphische Darstellungen u.Ä. ab-
zugeben.

§ 22 Annahme und Bewertung der Magisterarbeit

(1) Die Magisterarbeit ist fristgemäß bei dem für das erste
Hauptfach zuständigen Prüfungsausschuss abzuliefern; der Ab-
gabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Magisterar-
beit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt „nicht ausreichend (5,0)“
als ihre Bewertung.

(2) Die Magisterarbeit ist von zwei Gutachtern gem. § 25 (1) zu
bewerten. Die Gutachten sollen innerhalb von vier Wochen vor-
gelegt werden. Bei nicht übereinstimmender Bewertung wird der
Notenwert grundsätzlich nach dem arithmetischen Mittel gem.
§ 25 (2) festgestellt. Weichen die Bewertungen durch die beiden
Gutachter um mindestens einen ganzen Notenwert voneinander
ab, versucht der Vorsitzende des Prüfungsausschusses zunächst
eine einvernehmliche Bewertung durch die Gutachter herbeizu-
führen. Ist im Falle einer Abweichung um mindestens zwei ganze
Notenwerte das Einvernehmen nicht herstellbar, bestellt der
Prüfungsausschuss im Benehmen mit den Gutachtern einen drit-
ten Gutachter. In diesem Fall wird der Notenwert als das arith-
metische Mittel gem. § 25 (2) aus den drei Bewertungen gebil-
det. Die Note der Magisterarbeit wird gem. der Notenskala in
§ 25 (5) festgestellt.

§ 23 Klausurarbeiten

(1) Die Klausurarbeit soll zeigen, dass der Studierende in der La-
ge ist, in der gesetzten Frist von vier Stunden ohne bzw. mit
vorgegebenen Hilfsmitteln Aufgaben aus dem Bereich des jewei-
ligen Prüfungsfachs zu lösen.

(2) Die Aufgaben für Klausurarbeiten werden von dem vom Prü-
fungsausschuss gem. § 20 (1) bestellten Fachprüfer unter Beach-
tung des Vorschlags der Kandidaten schriftlich gestellt. Für eine
Klausurarbeit sollen jeweils mehrere Themen zur Wahl gestellt
werden. Umfang und Schwierigkeit sind der gesetzten Frist an-
zupassen. Der Termin der Klausurarbeit wird vom Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses festgesetzt. Die Klausurarbeit findet un-
ter Aufsicht eines Beauftragten des Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses statt, der dazu ein Protokoll führt.

(3) Die Klausurarbeit wird von demjenigen Prüfer, der die The-
men gestellt hat, begutachtet und gem. § 25 (1) bewertet. Die
Klausurarbeit ist von einem zweiten Prüfer zu bewerten. Bei ab-
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weichender Benotung wird die Note durch das arithmetische Mit-
tel festgestellt.

(4) Eine nicht mit wenigstens „ausreichend (4,0)“ bewertete
Klausurarbeit schließt die Fortsetzung des übrigen Prüfungsver-
fahrens nicht aus.

(5) Soweit durch eine Teilprüfungsordnung gem. § 5 Nr. 3 gere-
gelt, können Klausurarbeiten ersetzt werden durch studienbe-
gleitende Leistungsnachweise aus Veranstaltungen des Hauptstu-
diums aufgrund schriftlicher Arbeiten, die von Personen ausge-
stellt worden sind, welche für die Magisterprüfung prüfungsbe-
rechtigt sind. Diese Leistungsnachweise dürfen nicht identisch
sein mit Leistungsnachweisen gem. § 19 (2) Nr. 6. Es muss ge-
währleistet sein, dass die erbrachten Leistungen den in Abs. 1
gestellten Anforderungen sinngemäß entsprechen. In jedem
Prüfungsfach sind mindestens zwei solcher studienbegleitender
Leistungsnachweise zu fordern. Alle Leistungsnachweise, die als
Ersatz für Examensklausurarbeiten dienen, müssen gem. § 25 (1)
benotet werden.

§ 24 Mündliche Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung soll der Studierende zeigen, dass
er sich in seinen Studienfächern gründliche Kenntnisse angeeig-
net hat und Probleme wissenschaftlich erörtern kann. Gegen-
stand der Prüfung sind vor allem die nach § 19 (2) Nr. 9 genann-
ten Schwerpunkte.

(2) Mündliche Prüfungen werden entweder von mehreren Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfungen oder als Einzel-
prüfungen abgelegt. Im Falle der Kollegialprüfung wird jeder
Studierende in einem Fach grundsätzlich nur von einem Prüfer
geprüft. Vor der Bewertung der Prüfungsleistung gem. § 25 (1)
hört der Prüfer die anderen an einer Kollegialprüfung mitwir-
kenden Prüfer oder den Beisitzer an.

(3) Sofern ein Fachbereich Teilgebiete eines Fachs, die als solche
in einer Studienordnung des Fachs ausgewiesen sind, als ge-
trennt prüfbar bestimmt hat, gelten die Bestimmungen von
Abs. 2 sinngemäß auch für Prüfungen in den Teilgebieten.

(4) Die Termine setzt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
unter Beachtung von § 19 (5) nach der Begutachtung der Magis-
terarbeit im Einvernehmen mit den Prüfern fest. Dabei sollen
auch Wünsche des Kandidaten berücksichtigt werden.

(5) Die mündliche Prüfung dauert in jedem Hauptfach etwa
60 Minuten und in jedem Nebenfach etwa 30 Minuten. Im Falle
einer Gruppenprüfung verlängert sich die Prüfungsdauer ent-
sprechend.

(6) Die wesentlichen Gegenstände, der Ablauf und das Ergebnis
jeder einzelnen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten,
das von den anwesenden Prüfern und Beisitzern unterschrieben
wird. Das Ergebnis der mündlichen Prüfung wird dem Prüfling im
Anschluss an diese Prüfung mitgeteilt.

(7) Die Prüfung findet hochschulöffentlich statt, es sei denn ein
Prüfungskandidat widerspricht. Mitglieder der Hochschule kön-
nen nach Maßgabe vorhandener Plätze als Zuhörer an der Prü-
fung teilnehmen. Studierende, die sich der gleichen Prüfung un-
terziehen wollen, sind zu bevorzugen. Beratung und Bekanntga-
be des Prüfungsergebnisses sind nicht öffentlich.

§ 25 Ergebnis der Magisterprüfung

(1) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen in ei-
nem Fach bzw. einem Teilgebiet eines Fachs sind folgende Noten
zu verwenden:

Sehr gut (1,0) – eine hervorragende Leistung

gut (2,0) – eine Leistung, die erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen liegt

befriedigend (3,0) – eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht

ausreichend (4,0) – eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt

nicht ausreichend (5,0) – eine Leistung, die wegen erhebli-
cher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt

Die Zahlenwerte der Noten können um den Wert 0,3 gesenkt
oder erhöht werden; die Werte 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausge-
schlossen.

(2) Bei Mittelwertbildung wird nur die erste Stelle hinter dem
Komma berücksichtigt.

(3) Liegen bei einzelnen Prüfungsteilen gem. § 18 mehrere No-
tenwerte vor, wird zunächst für jeden Prüfungsteil ein Notenwert
durch das arithmetische Mittel gebildet. Für jedes Fach stellt
dann der Prüfungsausschuss durch Mittelwertbildung den No-
tenwert fest, der sich je zur Hälfte aus den Notenwerten der
Klausurarbeit bzw. der studienbegleitenden Leistungsnachweise
gem. § 23 sowie der mündlichen Prüfung zusammensetzt. Der
Prüfungsausschuss stellt die Fachnote gemäß der Notenskala von
Abs. 5 aufgrund des ermittelten Notenwerts fest.

(4) Wenn die Noten in jedem Fach und die Note der Magisterar-
beit mindestens „ausreichend (4,0)“ sind, so ist die Prüfung be-
standen.

(5) Ist die Prüfung bestanden, so ermittelt der Prüfungsaus-
schuss die Gesamtnote. Dabei wird der Notenwert der Magisterar-
beit zu drei Teilen gewichtet, der Notenwert in einem Hauptfach
zu zwei Teilen, der Notenwert für ein Nebenfach zu einem Teil.
Die Gesamtnote einer bestandenen Prüfung lautet

bei einem Durchschnitt bis 1,5: sehr gut

bei einem Durchschnitt über 1,5–2,5: gut

bei einem Durchschnitt über 2,5–3,5: befriedigend

bei einem Durchschnitt über 3,5–4,0: ausreichend

Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen.

§ 26 Nichtbestehen und Wiederholung der Magisterprüfung

(1) Ist die Prüfung nicht bestanden, weil die Magisterarbeit
nicht wenigstens „ausreichend (4,0)“ bewertet wurde, ist das
Verfahren einmal, und zwar mit neuem Thema, wiederholbar. Ei-
ne Rückgabe des Themas der Magisterarbeit in der in § 21 (2)
genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn der Studierende
bei der Anfertigung seiner ersten Magisterarbeit von dieser Mög-
lichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(2) Im Falle von Abs. 1 soll die Anmeldung zur Wiederholungs-
prüfung spätestens ein Jahr nach Mitteilung des Nichtbestehens
erfolgen. Versäumt der Studierende die vom Prüfungsausschuss
gesetzte Frist aus von ihm zu vertretenden Gründen, so erlischt
sein Anspruch auf eine Wiederholungsprüfung.
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(3) Ist eine Fachprüfung nicht mit mindestens „ausreichend
(4,0)“ abgelegt worden, kann sie zweimal im selben Verfahren
wiederholt werden. Prüfungsteile, die mindestens „ausreichend
(4,0)“ bewertet wurden, werden angerechnet.

(4) Im Falle von Abs. 3 soll die Wiederholung einer Fachprüfung
sechs Monate nach Mitteilung des Nichtbestehens abgeschlossen
sein. Versäumt der Studierende die vom Prüfungsausschuss ge-
setzte Frist aus von ihm zu vertretenden Gründen, so gilt die
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend (5,0)“ bewertet.

(5) Als endgültiges Nichtbestehen einer Magisterprüfung gilt es,
wenn entweder die Magisterarbeit zweimal nicht wenigstens
„ausreichend (4,0)“ bewertet wurde oder mindestens eine Fach-
prüfung dreimal nicht bestanden wurde.

(6) Ist die Magisterprüfung ganz oder teilweise nicht bestanden
oder gilt sie als nicht bestanden, erteilt der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses dem Kandidaten einen schriftlichen Be-
scheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob und ggf. in welchem
Umfang und innerhalb welcher Frist Wiederholungsprüfungen
möglich sind.

§ 27 Zeugnis

(1) Über die bestandene Magisterprüfung ist unverzüglich ein
Zeugnis gem. Anhang 5 (hier nicht wiedergegeben) auszustellen.
Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
unterzeichnen. Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(2) Der Kandidat hat zu jedem Zeitpunkt eines laufenden Magis-
terverfahrens sowie bei Nichtbestehen eines solchen Verfahrens
das Recht, sich die erbrachten Prüfungsleistungen und deren No-
ten bescheinigen zu lassen. Die Bescheinigung muss erkennen
lassen, dass die Magisterprüfung noch nicht bestanden ist, und
die zur Magisterprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen an-
geben.

§ 28 Magisterurkunde

(1) Zusätzlich zu dem Zeugnis wird eine Magisterurkunde mit
dem Datum des Zeugnisses angefertigt. Darin wird die Verleihung
des akademischen Grads gem. § 2 beurkundet.

(2) Die Magisterurkunde wird von dem Dekan des für die Verlei-
hung zuständigen Fachbereichs und dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Freien
Universität Berlin versehen. (Anhang 6, hier nicht wiedergege-
ben)

(3) Die Magisterurkunde soll durch den Dekan in der Regel per-
sönlich ausgehändigt werden.

§ 29 Ungültigkeit von Prüfungen

(1) Wenn nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, dass
der Kandidat sich einer Täuschung schuldig gemacht hat, wird
das Zeugnis für ungültig erklärt. Der Prüfungsausschuss bewertet
die betreffende Prüfungsleistung als „nicht ausreichend (5,0)
und berichtigt die Fach- und Gesamtnote entsprechend. Er kann
die Prüfung insgesamt oder teilweise für nicht bestanden erklä-
ren.

(2) Wenn sich nach Aushändigung des Zeugnisses herausstellt,
dass die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung oder zu
einem Prüfungsteil nicht erfüllt waren, aber dem Kandidaten
keine Täuschungsabsicht nachgewiesen werden kann, bleibt das
Zeugnis gültig. Wenn dem Kandidaten Täuschungsabsicht nach-

gewiesen werden kann, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwal-
tung vom 8. Dezember 1976 (GVBI. S. 2735, 2898).

(3) Der Betroffene ist vor einer Entscheidung anzuhören.

(4) Das ungültige Prüfungszeugnis und ggf. die Magisterurkunde
werden eingezogen; ggf. wird ein neues Prüfungszeugnis erteilt.
Die Entziehung des Grades richtet sich nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Eine Entscheidung nach Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2
ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungs-
zeugnisses ausgeschlossen.

§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten

Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Betroffenen auf
Antrag Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die dar-
auf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die Prüfungsproto-
kolle gewährt.

IV Schlussbestimmungen

§ 31 In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen

(1) Die vorliegende Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Freien Universität Berlin in Kraft.

(2) Nach In-Kraft-Treten gilt diese Prüfungsordnung für die Stu-
dierenden, die an der FU Berlin ein Studium mit dem Abschluss-
ziel der Magisterprüfung aufnehmen. Andere Studierende mit
dem Abschlussziel der Magisterprüfung an der FU Berlin können
sich entweder nach dieser Prüfungsordnung oder der Ordnung
vom 10. Februar 1978 prüfen lassen, soweit nicht eine Zwischen-
prüfungsordnung gem. § 12 (1) oder eine Teilprüfungsordnung
gem. § 5 abweichende Regelungen trifft.

(3) Auf Antrag wird Frauen, die vor In-Kraft-Treten dieser Ord-
nung an der Freien Universität Berlin den Grad „Magister
Artium“ erworben haben oder gem. Absatz 2 nach der Ordnung
vom 10. Februar 1978 erwerben, durch den Präsidenten der
Freien Universität Berlin die Berechtigung zur Führung des Gra-
des „Magistra Artium“ anstelle des Grades „Magister Artium“
erteilt.

Hinweis der Redaktion

Auf die Wiedergabe der Anhänge wird an dieser Stelle verzichtet.
Der Fächerkatalog, die Liste der als nahe verwandt geltenden Fä-
cher und weitere Informationen sind dem Abschnitt „Magisterstu-
dium an der FU Berlin“ in Teil I des FU-Studienhandbuchs zu ent-
nehmen.


